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Text 

DRITTER TEIL. 

A. Sonstige Vorschriften. 

§ 80. Erklärungs- und Anzeigepflicht. 

(1) Die zur Feststellung der Einheitswerte erforderlichen Erklärungen sind von den Steuerpflichtigen bis zu 
den vom Bundesministerium für Finanzen jeweils zu bestimmenden Zeitpunkten unter Verwendung der amtlich 
aufgelegten Formblätter abzugeben. Unabhängig hievon hat jeder eine derartige Erklärung abzugeben, der vom 
Finanzamt hiezu besonders aufgefordert wird. 

(2) Für die Hauptfeststellung der Einheitswerte können die Finanzämter und die sonstigen mit der 
Vorbereitung der Einheitsbewertung befaßten Behörden schon vor dem Hauptfeststellungszeitpunkt von den 
Eigentümern von Grundbesitz Angaben und Erklärungen über die Bewertunsgrundlagen für ihren Grundbesitz 
abverlangen. Änderungen in den Bewertungsgrundlagen, die bis zum Hauptfeststellungszeitpunkt eintreten, sind 
dem Finanzamt, in dessen Bezirk der Grundbesitz gelegen ist, unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Die Erklärungen nach Abs. 1 und 2 gelten als Steuererklärungen im Sinne der 
Abgabenverfahrensgesetze. 

(4) Die Behörden des Bundes, der Länder und der Gemeinden haben dem Lagefinanzamt nach Maßgabe 
einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen jene tatsächlichen und rechtlichen Umstände mitzuteilen, 
die ihnen im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung bekannt geworden sind und die auf die Feststellung von 
Einheitswerten des Grundbesitzes Einfluss haben (insbesondere Fertigstellung von Bauvorhaben, Pläne über 
Bauwerke, Flächenwidmungspläne, Bebauungspläne). In der Verordnung sind die zur Übermittlung 
verpflichteten Behörden zu bezeichnen sowie Art und Umfang der zu übermittelnden Sachverhalte und Daten zu 
bestimmen, wobei eine Übermittlung im Wege der automationsunterstützten Datenübertragung vorgesehen 
werden kann. In der Verordnung kann vorgesehen werden, dass sich die Behörden einer bestimmten geeigneten 
privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen haben. 


